
C A R T O O N  Rolf Giger über die mediale Verdrängung der Coronasituation durch den Krieg in der Ukraine

Eile mit Weile bei Tempo 30
Ein Churer Quartier fordert eine Tempo-30-Zone und wartet zweieinhalb Jahre später noch auf einen Entscheid.  

Der Stadtpräsident mahnt zur Geduld.

 ▸ G I O N- M AT T I A S  D U R B A N D

G
Geduld bringe Rosen, heisst es.  Was 
die  Gartenpflege betrifft, scheint 
auch in der Politik zu gelten. Erst 
recht, wenn es um Tempo 30 geht. 
Diesen Eindruck gewinnt zumin-
dest, wer sich an der Salvatoren-
strasse in Chur umhört. Dort versu-
chen Anwohnerinnen seit einiger 
Zeit, sich andernorts Gehör zu ver-
schaffen – bei der Churer Stadtre-
gierung. Was die Betroffenen stört: 
der seit Jahren zunehmende Stras-
senverkehr mitsamt einhergehen-
der Lärmbelastung und Gefahr für 
den Langsamverkehr auf dem Velo 
und zu Fuss – nicht zuletzt für Dut-
zende Kinder, die die vielbefahre-
ne Strasse auf dem Schulweg que-
ren müssen. Hinzu kommt: Als eine 
der längeren Beschleunigungsstre-
cken in der Stadt lockt die Salvato-
renstrasse auch Autoposer an.

Gute Aussichten

Ende August 2019 erreicht den 
Churer Stadtrat ein schriftliches Ge-
such. Auf der Salvatoren- und der 
Bündtestrasse soll neu eine Tempo-
30-Zone signalisiert werden, lau-
tet das Begehren mit über 50 Unter-
schriften aus dem Quartier. Es folgt 
ein Schriftenwechsel mit der Stadt-
polizei – für solche Gesuche zustän-
dig –, und es geht rasch vorwärts: 
Bald werden erste Messungen vor-
genommen, Vorbesprechungen 
mit Verkehrsgutachtern abgehal-
ten, ein Gutachten angekündigt. 
In einer E-Mail teilt die Stadtpoli-
zei im Mai 2020 mit, das Gutachten 
liege vor und werde nun bespro-
chen. Und: «Als kleines Zwischen-
fazit kann ich Ihnen mitteilen, dass 
die Voraussetzungen für eine Tem-
po-30-Zone, zumindest in einem 
Teil der Salvatorenstrasse, gegeben 
sind.» In einer späteren E-Mail glei-

chen Absenders heisst es: «Wir von 
der  Verkehrsinstruktion wünschen 
uns, dass auch diese Strasse bald-
möglichst als 30er-Zone umgesetzt 
wird.» Doch es kommt anders.

Hatten wir schon

Anfang September 2020 erreicht 
die Anwohnerschaft ein Schreiben 
– nun aber aus dem Stadtrat. Bei 
der Beurteilung der Tempo-30-Fra-
ge sei auch «die politische Beurtei-
lung miteinzubeziehen», schreibt 
darin Stadtpräsident Urs Marti und 
verweist auf die Initiative «Tem-
po 30 in ganz Chur», die 2014 an der 
Urne wuchtig verworfen wurde. 
Aber Marti versichert: Dem Stadt-
rat sei «die Sicherheit, insbesondere 
der schwächsten Verkehrsteilneh-
menden, besonders wichtig». Man 
werde sich in den beiden kommen-
den Monaten mit der Sache ausei-
nandersetzen. Es folgen weitere E-
Mails und telefonische Anfragen 
der Anwohnerschaft an die Stadt. 
Im März 2021 wird gar ein weiteres 
Gesuch für eine Tempo-30-Zone auf 

der Salvatorenstrasse/Bündtestras-
se eingereicht, mit über 50 Unter-
schriften von anderen Gesuchstel-
lern. Die Anliegen sind die gleichen, 
nur habe der Verkehr durch den Bau 
des Kreisels an der Ringstrasse und 
die Realisierung des Verwaltungs-
gebäudes Sinergia abermals stark 
zugenommen.

Ende Juni 2021 folgt ein Schrei-
ben der Stadtpolizei: «Unter gewis-
sen Voraussetzungen» sei eine Ge-
schwindigkeitsreduktion auf der 
Salvatoren-/Bündtestrasse mög-
lich. Es gelte aber auch «verkehrs-
politische Grundsätze» zu berück-
sichtigen, heisst es nun, «wofür 
der Stadtrat zuständig ist». Auch 
hier wird die Abstimmung aus dem 
Jahr 2014 erwähnt. Und: Das Ge-
such werde «unter dem Aspekt der 
politischen Zuständigkeit» abge-
lehnt. Man möge sich in der Sa-
che an Urs Marti wenden, schreibt 
die Stadtpolizei. Wieso dauert das 
so lange? Der Stadtrat sei in einem 
Dilemma, sagt Urs Marti in einem 
Telefonat im Februar. Einerseits ge-

be es gesellschaftliche Entwicklun-
gen zugunsten von Tempo 30, «die 
wir sehr ernst nehmen und auch 
stärker abholen müssen»; erst im 
Februar etwa begrüsste die Bünd-
ner Kantonsregierung Bestrebun-
gen beim Bund, die Einführung 
von Tempo-30-Zonen zu vereinfa-
chen; eine Bevölkerungsbefragung 
der Beratungsstelle für Unfallver-
hütung zeigte im vergangenen Jahr, 
dass mittlerweile eine Mehrheit der 
Schweizer Bevölkerung Tempo 30 
auf Innerortsstrassen befürwortet.

Andererseits, sagt der Stadt-
präsident, «darf man von uns auch 
Treue zum Volksentscheid erwar-
ten» – wieder das Churer Nein zur 
Initiative für Tempo 30 in ganz Chur 
2014. Im entsprechenden Abstim-
mungsbüchlein hiess es indes: «Ein 
Nein bedeutet jedoch nicht, dass die 
Bevölkerung oder die Behörden kei-
ne Tempo-30-Zonen umsetzen kön-
nen.» Hinzu kommt: Mit der Initia-
tive wäre ein zusätzlicher Passus in 
ein bereits bestehendes Gesetz ein-
gefügt worden, das «Gesetz für einen 
menschen- und umweltfreundli-
chen Stadtverkehr». Dieses wurde 
vom Stimmvolk auch tatsächlich 
angenommen und ist seit 33 Jah-
ren in Kraft. Darin heisst es im ers-
ten Artikel: «Chur verfolgt eine Ver-
kehrspolitik, welche der Wohnlich-
keit der Stadt und der Vermeidung 
von Luftverschmutzung, Lärm und 
Verkehrsgefahren den Vorrang ein-
räumt.» Für die Umsetzung zustän-
dig: der Stadtrat.

Das Nein zu «Tempo 30 in ganz 
Chur» ist nun schon acht Jahre her. 
Oder: erst acht. «In der Politik sagt 
man: ‘Nach zehn Jahren kann man 
wieder darüber reden’», erklärt 
Marti. Das gilt aber offenbar nicht 
immer. Marti sagt auch: «Der erste 
Versuch ist 2014 an der Urne nicht 
durchgekommen. Wir mussten die 
Reset-Taste drücken und von null 
auf anfangen.» Geht also doch – zu-
mindest im Fall der neuen Churer 
Trainingseishalle, die der Stadtprä-
sident vergangenen Monat mit die-
sen Worten eingeweiht hat.

Auch zweieinhalb Jahre nach dem Gesuch für Tempo 30 haben an der Salva-
torenstrasse die Motoren Vorrang. (FOTO OLIVIA AEBLI-ITEM)

G A S T K O M M E N T A R

Mehr  
Autonomie

 ▸ J O N  D O M E N I C  PA R O L I N I

I n der Zeit der Coronapandemie und 
jüngst mit Ausbruch des Ukrainekriegs 
wurde uns anschaulich vor Augen ge-

führt, wie anfällig unsere Wirtschaft und unsere 
Versorgung in Krisensituationen sind. Bestimmte 
Güter wie Grundstoffe zur Herstellung von Anti-
biotika oder Mikrochips für Elektronikanwendun-
gen werden nur noch in wenigen Ländern von 
einzelnen grossen Herstellern produziert. Wenn 
bei solchen konzentrierten Produktionen Krisen-
situationen eintreten, so kommt es sehr rasch zu 
Störungen in der Versorgung mit den entspre-
chenden Gütern. Einer derart weitgehenden glo-
balen Arbeitsteilung mangelt es nicht nur an Re-
sistenz in Krisen, sondern auch an Konkurrenz 
und Wettbewerb. Und diese sind bekanntlich für 
den Fortschritt essenziell. Zudem führt die globa-
le Arbeitsteilung dazu, dass einheimisches Wis-
sen verloren geht. Zu spüren bekommen wir die 
weltweiten Abhängigkeiten auch bei der Energie-
versorgung: Wer in diesen Tagen sein Auto betan-
ken oder den Heizöltank nachfüllen muss, reibt 
sich die Augen ob der massiven Preiserhöhungen. 
Diese stellen die für uns bisher direkt vielleicht am 
stärksten spürbare Folge des Kriegs in der Ukraine 
dar. Vor allem für die peripher wohnende Bevöl-
kerung, die auf den Individualverkehr angewie-
sen ist, sind diese Preisaufschläge einschneidend. 
Das Leid, dass die direkt betroffene Bevölkerung 
im Krieg in der Ukraine erleben muss, ist natürlich 
nicht damit vergleichbar. Wollen wir hoffen, dass 
dieser Kriegs-Alptraum rasch zu Ende gehen mö-
ge! Aus der Politik werden Stimmen laut, welche 
fordern, dass mit Tankrabatten und ähnlichen So-
fortmassnahmen die wirtschaftlichen Folgen der 
höheren Energiepreise gemildert werden müssen. 
Man kann sicher darüber diskutieren, ob Sofort-
massnahmen angezeigt sind, welche die von den 
gestiegenen Energiepreisen besonders betroffe-
nen Branchen stützen sollen. Die massiv gestiege-
nen Energiepreise zeigen aber deutlich, wie stark 
wir bei unserer Energieversorgung vom Verhalten 
einzelner Diktatoren in dieser Welt abhängig sind. 
Und dass dies so bleiben wird, wenn wir für das 
Heizen, für die Mobilität und für Industrieprozes-
se auf fossile Energieträger setzen. 

Wenn wir aus den Krisen etwas lernen wollen, 
sind wir gut beraten, in gewissen Bereichen auf 
Autonomie zu setzen. Zumindest bei unverzicht-
baren Gütern sollten wir nicht in die Abhängigkeit 
von einzelnen oder wenigen Lieferanten oder Lie-
ferländern geraten. Die Energieversorgung gehört 
zu diesen unverzichtbaren Dingen. Und wir Bünd-
nerinnen und Bündner sind langfristig in der Lage, 
dort eine Autonomie zu erreichen, weil wir glück-
licherweise über verschiedene erneuerbare Ener-
giequellen verfügen – Wasserkraft, Sonne, Holz 
und Wind. 200 Millionen Franken pro Jahr flies-
sen aus der Bündner Volkswirtschaft an ausländi-
sche Konzerne und Ölförderländer ab. Deswegen 
ist für mich klar: Wir müssen mit hoher Priorität 
die zweite Etappe des vom Grossen Rat überwiese-
nen Auftrags «Green Deal für Graubünden – Klima-
schutz als Chance nutzen» weiter vorantreiben. Der 
mit diesem Auftrag verbundene Aktionsplan will 
nämlich, dass wir uns von den fossilen Energieträ-
gern und den damit verbundenen CO2-Emissionen 
möglichst rasch abwenden – und damit zur Einhal-
tung der Klimaziele des Pariser Klimaabkommens 
beitragen. Es ist nicht ausgeschlossen, dass wir als 
Menschheit die Chance zur Beschränkung des Kli-
mawandels verfehlen, aber selbst dann wäre dieser 
Aktionsplan genau der richtige Weg zu mehr Auto-
nomie und somit Versorgungssicherheit im Ener-

gie- und damit im Wirtschafts-
bereich. Der Aktionsplan 

mag viele Umstellungen 
und auch Unsicherhei-
ten mit sich bringen. Aber 
wichtiger sind die gros-

sen Chancen. Der Plan soll 
nicht auf Verbote oder Ge-

bote setzen, sondern auf An-
reize. Er ist ein Impulsprogramm 

für die einheimische Wirtschaft, das einen wich-
tigen Beitrag zum Klimaschutz leisten kann. Ich 
freue mich darauf, die Ausgestaltung dieses Plans 
weiter begleiten zu dürfen und danke allen für ihre 
Beiträge zum Klimaschutz.

DR. JON DOMENIC PAROLINI, Regierungsrat, ist Vor-
steher des Erziehungs-, Kultur- und Umweltschutzde-
partements.
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